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INNOVATIONSBOX UND WBSO
Gewinne einer niederländischen 
B.V. (Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung nach nieder-
ländischem Recht) oder N.V. (Ak-
tiengesellschaft nach niederlän-
dischem Recht) werden in den 
Niederlanden mit einem Körper-
schaftssteuersatz von 20 Prozent 
(Gewinne bis 200.000 Euro) oder 
25 Prozent (Gewinne ab 200.000 
Euro) besteuert. Für die Entwick-
lung von Innovationen gibt es 
allerdings zwei Anreize mit Steu-
ervorteilen: das Forschungs- 
und Entwicklungsförderungsge-
setz (WBSO) und die „Innovati-

onsbox“. Das Forschungs- und 
Entwicklungsförderungsgesetz 
(WBSO) ermöglicht es, während 
der sogenannten Forschungs- 
und Entwicklungsarbeit für 
die betreffende Innovation die 
Lohnsteuer bei (Lohn-)Kosten 
und Ausgaben zu kürzen. Der 
Höchstsatz der Kürzung beträgt 
40 Prozent (für Starter). Durch 
die Inanspruchnahme des WBSO 
kann ein Unternehmen zeigen, 
dass es selbst Innovationen ent-
wickelt. Damit stellt das WBSO 
auch einen ersten Schlüssel zur 
sogenannten Innovationsbox dar. 
Nur Unternehmen, die einen An-

spruch auf eine Kürzung nach 
dem WBSO haben, dürfen ihre 
Gewinne in der Innovationsbox 
versteuern. Hinzu kommt, dass 
auch nur körperschaftsteuer-
pflichtige Unternehmen die Vor-
teile der Innovationsbox nutzen 
können. Auf Einzelunternehmen 
trifft dieser Steuervorteil nicht 
zu.
Die Innovationsbox wurde in den 
Niederlanden am 1. Januar 2010 
eingeführt. Sie sollte steuer-
liche Anreize für die innovative 
Forschung und Entwicklung in 
Unternehmen schaffen. Alle Ge-
winne, die mit innovativen Akti-
vitäten erzielt werden, fallen in 

diese Box und werden 
mit einem 

Satz 

von sieben Prozent anstatt mit 
20 Prozent oder 25 Prozent 
Körperschaftssteuer versteu-
ert. Vor dem Jahr 2018 wur-
den diese Gewinne sogar „nur“ 
mit einem Satz von fünf Prozent 
versteuert. Damit ein Unterneh-
men die Steuervorteile der In-
novationsbox nutzen darf, muss 
es allerdings einige zusätzliche 
Bedingungen erfüllen. Im Jahr 
2017 wurden diese Bedingungen 
erneut verschärft und es wird 
zwischen „kleinen“ und „großen“ 
Steuerpflichtigen unterschieden.
WBSO und Innovationsbox 
könnten auch für deutsche Un-
ternehmen interessant sein, 
wenn sie in den Niederlanden 
Innovationen entwickeln oder da-
mit beginnen möchten. Denn auf 
diese Weise lassen sich auf Kon-

zernebene Steuern sparen. 

Niederländischer Jahresabschluss: 
Steuervorteile nutzen
In der vorherigen Wirtschaft aktuell haben Rechtsanwalt Dr. Arjen Westerdijk und Notar Matthijs van Rozen von der 
Kanzlei KienhuisHoving aus Enschede sowie Mariëlle Kisfeld-Mommer und Harold Oude Smeijers, beide Steuerberater 
der Kanzlei KroeseWevers in Oldenzaal, die in den Niederlanden geltenden Anforderungen mit Blick auf den Jahres-
abschluss in den Fokus gerückt. In der Fortsetzung erklären sie, wie Gewinne im niederländischen Jahresabschluss 
berücksichtigt werden und was es mit der sogenannten „403-Erklärung“ auf sich hat.

STEUERLICHE 
VERGÜNSTIGUNGEN 
In den Niederlanden werden 
Investitionen von Unternehmen 
unter bestimmten Vorausset-
zungen steuerlich bevorteilt. 
Unternehmen haben beispiels-
weise, neben regulären Ab-
schreibungen auf (im)materielle 
feste Aktiva, einen Anspruch auf 
den sogenannten Investitions-
abzug zu Lasten des Gewinns im 
Jahr der Investition. Investiert 
ein Unternehmen zum Beispiel 
in neue Maschinen, lassen sich 
unter bestimmten Bedingungen 
28 Prozent des Investitions-
betrages von dem Gewinn ab-
ziehen. Der Investitionsabzug 
beträgt im Jahr 2018 höch-
stens 15.863 Euro. Allerdings 
sind Grundstücke, Wohnungen, 
Fuhrpark und Investitionsbeträ-
ge unter 450 Euro pro Investition 
von dieser Steuervergünstigung 
ausgeschlossen. 
Neben dem „normalen“ Investi-
tionsabzug gibt es den Energie-
Investitionsabzug und den „Um-
weltschutz-Investitionsabzug“. 
Der Energie-Investitionsabzug 
bezieht sich auf Investitionen 
in Betriebsmittel, die das nie-
derländische Finanzministeri-
um als Investitionen in einen 
nachhaltigen Energieverbrauch 
betrachtet. Für Investitionen in 
neue Betriebsmittel, die auf der 
sogenannten Milieulijst (Um-
weltschutzliste) stehen, gilt ein 

sogenannter Umweltschutz-
Investitionsabzug. 

Deshalb kann es sich 
lohnen, eine B.V. in 

den Niederlan-
den zu grün-

den. Neben 

einem zusätzlichen Markt mit 
vielen potenziellen Neukunden 
kann es sich auch in steuer-
licher Hinsicht lohnen, in meh-
reren Ländern unternehmerisch 
aktiv zu sein. 

DIE 403-ERKLÄRUNG
Die Zahl 403 stammt aus dem 
Gesetz, Artikel 2:403 Burger-
lijk Wetboek (niederländisches 
Bürgerliches Gesetzbuch). Eine 
403-Erklärung bietet viele Vor-
teile, aber kennt auch gewisse 
Risiken, denn es sind viele For-
malitäten zu beachten. Mit der 
403-Erklärung übernimmt die 
Muttergesellschaft die Haftung 
für die Schulden der Tochter-
gesellschaft. Die Tochterge-
sellschaft ist dadurch von der 
Erstellung und Veröffentlichung 
eines eigenen Jahresabschlus-
ses befreit. Gleichzeitig ist die 
Muttergesellschaft zur Konso-
lidierung der Angaben in dem 
eigenen Jahresabschluss ver-
pflichtet. Gläubiger können die-
se Haftung demnach als Ent-
schädigung für den fehlenden 
Jahresabschluss betrachten. 
Die Folgen der Erklärung sind 
für beide Gesellschaften erheb-
lich. 

AUSLÄNDISCHE 
MUTTERGESELLSCHAFT
Eine ausländische Muttergesell-
schaft aus der EU kann eine 
403-Erklärung für eine nieder-
ländische Tochter abgeben. Eine 
Anforderung an den Jahresab-
schluss ist, dass die Mutter-
gesellschaft diesen Jahresab-
schluss entsprechend den eu-
ropäischen Richtlinien erstellt. 
Für die Niederlande gilt, dass 

ein Jahresabschluss sowohl in 
der Amtssprache (Niederlän-
disch), als auch in deutscher, 
englischer oder französischer 
Sprache erstellt werden darf. 
Der Jahresabschluss der Mut-
tergesellschaft muss in den 
Niederlanden beim Handelsre-
gister veröffentlicht werden.

UMFANG DER ERKLÄRUNG
Die 403-Erklärung umfasst 
die Haftung für Schulden aus 
Rechtsgeschäften, aber nicht 
aus beispielsweise unerlaubten 
Handlungen oder Steuerschul-
den. Sie richtet sich an alle (be-
kannten und unbekannten, ak-
tuellen und zukünftigen) Gläu-
biger der Tochtergesellschaft. 
Gläubiger können in dem Fall 
sowohl die Mutter, als auch die 
Tochter haftbar machen. Die 
Haftung umfasst üblicherweise 
die zukünftigen Schulden nach 
der Hinterlegung. Es gibt je-
doch Diskussionen darüber, ob 
die Haftung auch bereits beste-
hende Schulden umfasst. Üblich 
ist, dass die Erklärung sicher-
heitshalber ein Eintrittsdatum 
enthält. Der eigenhändige Aus-
schluss bestimmter Schulden 
ist nicht möglich. Oft wird in 
der Praxis eine Erklärung im 
Wortlaut des Gesetzestextes ab-
gegeben. Allerdings kann der 
Text auch davon abweichen. Bei 
unerlaubten Änderungen gilt die 
Erklärung nicht mehr als ei-
ne Erklärung im Sinne des Ge-
setzes. Nur die Mitteilung, dass 
es sich um eine 403-Erklärung 
handelt, ist nicht ausreichend. 
Die 403-Erklärung wird beim 
Handelsregister hinterlegt. Für 
Gläubiger ist sie einzusehen. 

EINWILLIGUNG
Die 403-Erklärung erfordert eine 
jährliche Kontrolle, was in der 
Praxis ab und zu versäumt wird. 
Die Gesellschaft muss nämlich 
jedes Jahr eine Einwilligungs-
erklärung (instemmingsverkla-
ring) beim Handelsregister hin-
terlegen. Die Einwilligung wird 
durch die Gesellschafterver-
sammlung jährlich erteilt, nach 
dem Anfang des Geschäfts-
jahres, aber vor der Feststellung 
des Jahresabschlusses. Ein 
solches Versäumnis führt zwar 
nicht zum Wegfall der Haftung 
der Muttergesellschaft, aber es 
kann zu einer Geschäftsführer-
haftung führen.

EINZIEHUNG
Die Muttergesellschaft kann die 
403-Erklärung zu jedem Zeit-
punkt beim Handelsregister ein-
ziehen. Jedoch bleibt die dies-
bezüglich bereits entstandene 
Haftung bestehen. Die Toch-
tergesellschaft ist dann wieder 
selbst verpflichtet, ihren Jah-
resabschluss zu veröffentlichen. 
Wird die Gesellschaft jedoch au-
ßerhalb der Gruppe der Mutter-
gesellschaft verkauft, kann die 
Muttergesellschaft sich durch 
Einzug der Erklärung auch von 
der verbleibenden Haftung be-
freien. Gläubiger haben in die-
sem Verfahren allerdings ein 
Widerspruchsrecht. Das ist für 
Gläubiger, die davon ausgehen, 
auf die 403-Erklärung vertrauen 
zu dürfen, ein wichtiger Punkt. 
Wird die Konzernerklärung 
nach einem Verkauf nicht ein-
gezogen, bleibt die ehemalige 
Muttergesellschaft grundsätz-
lich haftbar.
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